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Amtsgericht Hannover
- Vollstreckungsgericht -
768 N1 1876662J10

Beschl_ues
In der Zwangsvollstreckungssache

22926,&.hrensburg

Verfahrensbevollmächtigter :
04105 Leipzig

gegen

30459 Hannover

hat das Amtsgericht Hannover, Abteilung 768, am 30.03. 2010, beschlossen;

Die Erinnerung Jes Gläubigers vom 15.03.2010 wird zurückgewiesen .

Die Entscheidung ergeht gerichtsgebührenfrei, außergerichtliche Auslagen
werden nicht erstattet.

Die zulässige Erinnerung ist unbegründet.

Postanschrift: Postfach 2 27, 30002 Hannover
Dienstgebäude: Neubau volgemweg 1, 30175 Hannover
'g Vermittlung: 0511 1 34 70 Telefax: 05 11 ! 347 27 23

-Ausfertigung -

Gründe:

Die Gläubigerin wendet sich gegen die Vertagung des
eidesstattlichen Versicherung

Obergerichtsvollzieher
Sie verlangt die sofortige Fortsetzung der Vollstreckung.

30,03.2010
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-Gläubigerin -

- Schuldner

Termins zur Abgabe der
durch

	

den

	

Schuldner,

	

' die

	

der

	

beauftragte
ohne Zustimmung der Giäubigerin vorgenommen hatte .

Gemäß § 908 Abs. 3 ZPO darf der Gerichtsvollzieher den Termin zur eidesstattlichen
Versicherung vertagen und nur vor Ablauf von 6 Monaten einen neuen Termin bestimmen,
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wenn die angebotenen Raten vom Schuldner nicht an den Gläubiger gezahlt werden . Diese
Erleichterung zugunsten des . Schuldners greift ein, wenn er gegenüber dem
Gerichtsvollzieher glaubhaft macht, dass er die Forderung des Gläubigers binnen einer Frist
von sechs Monaten tilgen werde. Glaubhaft zu machen sind dabei die tatsächlichen
Verhältnisse, aus denen sich das Zahlungsvermögen und der Zahlungswille des Schuldners
ergeben (Zöllen/Stöben, ZPO, § 900, Rn. 17) . Hingegen genügen einfache Zusicherung oder
Zahlungsankündigung nicht . Trotz des Umstandes, dass im Protokoll ohne nähere
Begründung lediglich festgestellt wurde, der Schuldner habe glaubhaft versichert, die
Forderung in Raten innerhalb von 6 Monaten zahlen zu können, reicht jene Feststellung
unter Berücksichtigung der Eingabe des Obergerichtsvollziehers

	

sowie der
Gesamtumstände des Iralies aus, um eine Glaubhaftmachung im ausreichenden Maße zu
bejahen. Nach Feststellungen des Obergerichtsvollzieher, ;

	

handelt es sich um
einen im Rahmen von Zwangsvollstreckungen zuverlässigen Schuldner, der bislang
sämtliche Vollstreckungsangelegenheiten innerhalb der 6-Monatsfrist durch Zahlung erledigt
habe . Dem persönlichen Eindruck und der beruflichen Erfahrung des Obergerichtsvollziehers

ist in Bezug auf den Schuldner bei der Beurteilung der Glaubhaftigkeit
besonderes Gewicht beizumessen . Ferner spricht der Umstand für die Ernsthaftigkeit der-'
Zahlungsbemühung des Schuldners, dass bereits die erste Rate in Höhe von 440,- ¬ an den
Obergerichtsvollziehers

	

gezahlt wurde.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 91 Abs. 1 ZPO.

Ziegele

Richter

Ausgefertigt
Amtsgericht nover, 31 :03.20

Krärr ce, Justizangdadltte
als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle


